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Sachverhalt 1
Dieter begeht einen Raubüberfall mit Schusswaffe. Aus Angst sein Fluchtwagenfahrer wurde schon gestellt, fährt Dieter mit dem Öffentlichen Nahverkehr wieder nachhause. Er hat jedoch vergessen ein Ticket zu kaufen und wurde im Rahmen der Personenüberprüfung durch die Polizei vorläufig festgenommen. Die Staatsanwaltschaft hält hier ein Untersuchungshaftbefehl, welcher auch erging, für notwendig. Die ganze Sache wird vor dem Schöffengericht angeklagt. Im Hauptverhandlungstermin äußert sich Dieter nicht. Leider fehlt die Hauptbelastungszeugin Meier, welche zum Fortsetzungstermin zum Glück erscheint. Dort ergeht gegen Dieter ein Urteil mit einer Freiheitsstrafe von drei Jahren. Das Erschleichen von Leistung „fiel unter dem Tisch“. 

Aufgaben Sachverhalt 1:
1. Nennen Sie das erste zuständige amtsgerichtliche Registerzeichen.
2. Welches Registerzeichen trägt das Verfahren?
3. Was veranlasst der Richter nach erstmaliger Vorlage der Akte und warum?
4. Welche Entscheidung erging hier im Zwischenverfahren?
5. Welche Entscheidung wurde im ersten Hauptverhandlungstermin getroffen?
6. Warum wurde die Strafe nicht zur Bewährung ausgesetzt?
7. Was bedeutet das „unter dem Tisch fallen“ des Tatbestandes Erschleichen von Leistung? (Welche Entscheidung erging?)











Sachverhalt 2:
Klaus begeht einen Diebstahl. Die Staatsanwaltschaft erhebt Anklage vor dem Einzelrichter. Dieser veranlasst nach dem Rückbrief eine Hausermittlung welche negativ ausfällt. Drei Jahre später gibt es neue Hinweise zu Klaus seinen Aufenthalt. Diese jedoch bewahrheiten sich leider nicht. Da half auch die erneute Hausermittlung nicht. Nachdem der Nachfolger des Richters die Akte übernimmt, stellt nun doch endgültig ein. Diese Einstellung wird öffentlich zugestellt durch Aushang an die Gerichtstafel am 14.05.2024.

Aufgaben Sachverhalt 2:
1. Was wurde versucht zuzustellen?
2. Welche Entscheidung ergeht nach dem Ergebnis der Hausermittlung?
3. Was wird veranlasst, nachdem Klaus scheinbar wieder hier seinen Aufenthalt hat?
4. Welche endgültige Einstellung ergeht hier?
5. Geben Sie die Rechtskraft der Entscheidung an und welche Entscheidung Sie rechtskräftig machen!

















Sachverhalt 3:
Moritz wird zu einer Freiheitsstrafe von zwei Jahren verurteilt, deren Vollstreckung zur Bewährung ausgesetzt wird. Die Bewährungszeit beträgt drei Jahre. Zudem bekommt er eine Arbeitsauflage von 300 Stunden gemeinnütziger Arbeit. 

Aufgaben Sachverhalt 3:
1. Welche Mindest- und Höchstdauer gibt es für die Bewährung?
2. Welche Entscheidung trifft der Richter sollte sich Moritz gut führen und seine Auflagen erfüllen?
3. Was würde Richter machen, wenn Moritz schon 150 Stunden abgeleistet hat aber nun aufhört?
4. Welche Entscheidung ergeht, wenn Moritz neue Straftaten begeht oder seine Auflage nicht erfüllt?
5. Welche Entscheidung kann der Richter zudem treffen, wenn Moritz fliehen wollen würde?



















Rechtskraft:
Geben Sie bitte immer die Entscheidung, welche Sie rechtskräftig machen, an sowie das Rechtskraft Datum.
1. Ein Urteil wird am 12.02.2024 verkündet.
2. Ein Strafbefehl wird am 23.02.2024 zugestellt.
3. Ein Beschluss wird am 13.05.2024 zugestellt.
4. Ein Urteil wird am 29.01.2024 verkündet.
5. Ein Beschluss wird durch öffentliche Zustellung angehangen am 01.07.2024.

6. Ein Urteil wird am 10.06.2024 verkündet. Berufung wird am 25.06.2024 eingelegt.
7. Ein Strafbefehl wird am 06.05.2024 zugestellt. Einspruch wird am 13.05.2024 eingelegt. Im HVT erscheint der Angeklagte nicht. Das Verwerfungsurteil wird am 26.09.2024 zugestellt.
8. Ein Urteil wird am 01.03.2024 verkündet. Berufung wird eingelegt am 04.03.2024. Das Landgericht verwirft die Berufung durch Urteil zugestellt am 02.05.2024.
9. Ein Strafbefehl wird am 05.02.2024 zugestellt. Einspruch wird am 26.02.2024 eingelegt. Der Einspruch wird durch Beschluss zugestellt am 01.03.2024 verworfen.

10. Ein Urteil wird am 29.01.2024 verkündet. Berufung wird rechtzeitig eingelegt. Das Landgericht ändert das amtsgerichtliche Urteil ab am 02.04.2024.
11. Ein Strafbefehl wird am 08.04.2024 zugestellt. Einspruch wird rechtzeitig eingelegt. Im HVT am 13.05.2024 wird auf ein Urteil erkannt. Berufung wird rechtzeitig eingelegt. Das Landgericht hebt das amtsgerichtliche Urteil auf und verkündet am 15.07.2024 hier neues Urteil.
12. Ein Urteil wird am 23.04.2024 verkündet. Aufgrund einer rechtzeitigen Berufung ändert das Landgericht das amtsgerichtliche Urteil ab und verkündet ihr Urteil am 11.11.2024. Aufgrund einer rechtzeitigen Revision ändert das Kammergericht das landgerichtliche Urteil durch Beschluss ab am 23.12.2024.

13. Ein Urteil wird gegen Max und Moritz am 30.01.2024 verkündet. Beide legen rechtzeitig Berufung ein. Das Landgericht verwirft die Berufung gegen Max durch Urteil zugestellt am 25.03.2024, gegen Moritz wird das amtsgerichtliche Urteil abgeändert am 01.03.2024.
14. Julia und Magda bekommen einen Strafbefehl am 12.08.2024 zugestellt. Beide legen rechtzeitig Einspruch ein. Julia kommt zum anschließenden HVT am 16.09.2024 nicht. Das Verwerfungsurteil wird am 07.10.2024 zugestellt. Magda legt am 17.09.2024 Berufung ein und Julia am 08.10.2024. Das Landgericht verwirft beide Berufungen durch Urteil zugestellt am 26.11.2024.
15. Julius ist vor dem Einzelrichter angeklagt. Zum HVT am 07.10.2024 erscheint Julius unentschuldigt nicht. Nach Antrag wird gegen ihn ein Strafbefehl nach § 408a StPO erlassen welcher am 11.11.2024 zugestellt wird. Gegen diesen legt Julius rechtzeitig Einspruch ein. Im anschließenden Termin erscheint Julius wiederholt nicht. Das Verwerfungsurteil wird am 25.11.2024 zugestellt. Auch gegen dieses legt er Berufung rechtzeitig ein. Auch zum Berufungstermin erscheint er nicht. Das Landgericht verwirft die Berufung durch Urteil zugestellt am 02.12.2024. Nach rechtzeitiger Revision nimmt Julius immer noch nicht ernst. Das Kammergericht verwirft folglich die Revision durch Beschluss am 31.12.2024.
